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A:nf'rag'e , 
;::=====:;=====~ 

der Abg. Dr. S tü b e 1', Dr. G- ass e 1 ich und Genossen 

an dc;n Bunde smini s te,;r für Fina.llz i;n , 

bctrcffcnq. das "Deutsche Eigontum in Österreich TI. 

Auf Grund Vo~licg0n4·:;r a~enmäßi.g(;r Unterlagen otcht fest, daß si.::.h 
I '. 

das Östcrrcithis·che Xonsula~ (;A.morlkanisohe Zone Deutschlnds) in Münol1ell, 

• sm 8. November 1950 im Auftrage des Bwldesministcl."iums tür Finanzen, Sektion 

VC.rm6gc1'1&siehcl."ung, an d811 deu.tsche.:n tlSohutzv~J:rband be-schlagltahmter d .. ut­

sch~r V1'mögcn in Ößterrdche. V;" ~it dem .Ersuohen gOW\ .. f'J,ot hat, die von 

dom gel1aJlntcn Schut~vorba!l.d dem deu.tschen Bundesminist~rium fiir Wirtschaft 

unterbreiteten VQl'schlägc:, die eine Ändur..xng des VerwaÜ.ergcsGtzes betrc:f .. 

f(;D,kcnnenzulcrl1en.ln dem bezüglIchen vom Konsul Dr. Muss gezeichneten 

Schreiben des Österrcichisch011 IC01'lSulates heißt, es: 

uDas scnEl.nntc öster1'oichische Mil'l.is'tcriumll .. nämlich das Bundesrnini­

steriwn für Fina.nz~n ~ "würdo nun b~sondcrenWcrt daräufl.egcn, nach Tun-
\ ' 

liehkcit don gesamten Inho.lt dieser Vorschlägr~, insbc~ondol'() abcr soweit 

sie eine Änderung dcs Vrwaltcrgesetzcs bqtrcff'cn, kennt;-nzultn"11cn, weshalb 

dioses Konsulat dazu beauftragt ist J Sie um dio tib:.rla ssung des von Ihnen 

dO$ deutschen Bund~sminil3tcriuin für Wirtschaft ·u.~terbroitctc;n 'l'cxtcshö:flich 

zu orsuchen ll.\ 

Der "Schutzvcrband 'baschlagt\a'hn'!t:.;r deutscher Vermögen in Österreich Co.V _. 

~t der Anse~rift Münohen 13, Tengstraßa 24/1, hat darauf dem Österr~icbi~ 

schen Konsulat mit Schreiben vom 4. Jänner 1951 geantwortet und sm'Vohl die 

sm 8. Juli 1950 dem W'irtschaftsministerium dor JJeutschGn !undesrepublik 

unterbreiteten Vorschläge als auch die spät.1' neu f.ormuli(~rten' Vorschläge 

in zwei Beilagen. (I und 11) bükanntgGgobcn. Irldem SChreiben des Schutzver­

bandes heißt es u.a.: 

ItWir bGchrcn uns, das 'BundesfinanZministcriu.m b.::i di eser Gclegerlhcit 

darauf auflmrksalD, zu machen, daß die Bcschl!i.gnahmemaßnahmc:n auch aine lei­

der viel zuwcni~ beachtete soziale Sei t4tl,.abvn. Wir e rhaE C11 ununterbrochen 
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eine: UnzaqJ. von Zu$chriften solchr deutscherStaQ.tsan.gehöriger, .die durch 

ihren meist unfreiwillig übcrsti1rztc~ Wegzug ats Österreich~ .0.11 ihr Hab und • 

Gut (Möbel, Hausrat ,K1o idmg und Wäsche) v,~'rlor8n haben und auch ihre sauer 

crsparten~t~roschen- z~rücklassen mußtE:,n.Sie leben nun in bitterster N.at,' 

die Im is t on sind durch Alt c-:r oder Arb ci tsunfähigkd t ni eht rtI;: hr in der lage, 

ihr bc~lag,;nswcrias tos ZU wehden~ 1töbcl,Ißusrat:-und Wasche befinden sich 

'(wenn überhaupt a,1,1f,findbar) ~fntremd.en Händen, ~der abC,i" die Elgc:ntümer 

vcrfügcnn:lcht über die fürl Rickfilhrung C)rforderl~Ohen Mittel. Die llliak-

gabe ihrer Sparguthaben würde für" sie eine wesentliehe ErleicrhtcrlUlg ihres' 

haJ;'tc!l Loses bedeuten. Die Verbitterung in die'sen Kreisen i8't groB" Wir 

können nicht glauben, daß die Allirerten beabsichtigt ~ben,_ kleinen Bcant~nt 
Ange'stellten und Arbeitern,_ die meist~nfreiwillig-- ihren Bt;ruf aut~ 6ster-

I 

rdchischeID Bodcn austibten, ihre bescheidem Habe ,und ihre letzten Notgro-

scheR wegzunehmen oder doch in der Zeit ihrerbitteratcl1Not vorzuenthalten. 

Vii!' sind daher der Au~fassung, daß eine Klärung oder heua AbgrenZung' 
. - . ~'." 

des Bcg:ti:ffcs "deutsches Eigentum" dring ::::nd zu wünschen wäre. 'Im übrigen ist 

uns bekannt, daß die einzelnen Alliiert::n und -Österreich den ~cgrlff nd.cut­

seheB Eig;.;ntum"- sehr ye?sehi(~dendcuten; wir wissen abcre.uch, daß der von 

Öst;:;rrcich in" der Praxis' angewendeten Auslegung von den Alliiert 011 im al1gc-
, ' 

mc-incnnicht widersprochen 'ilird. Di e Tatsache, daß 'di c baldnac'h dem Waffcn-

st;illstand ergriffenen ersten Mai\-nahmcn 'sUlIlllBrischen CharaktGr1truren, ist 

. selbstvcTstän!ilichjwir meinen jcdoch, daß diese Maßl'labm~n und Auffasslll1gon 

,in einer Zeit mit völlig veränderten Aspcktcneinor differenzierenden Revi­

sion bedürfen .. 

Ferner scheint es uns unzweifelhaft, daß eine Reihe von· besohlagnabmt:;u 

Vcrmögcnf?obj5i:ktch nicht unter dem Begriff ttdeut~.ches Eig ,;ntum" im 3i1'1l1o der 

Potsdamer Beschlüsse und dos 2. Kontrollabkorrimens fallen. Zum Beispiel: 

MobUien und Waren" die aus Luftschutzgründen nach Östeneichyerlagert, 
, I 

waren oder sich ~uf dem Transport dureh Ö~tDr.rdch oder aus einem anderen-

Grund zufällig in Ö$terrcich befanden; 

Waren, die aznTage des Waffenstillstandes gekauft und bezahlt, jedoch 

nicht ausgeliefert waren; 

v:~rmictete G.:;g:::;nständc. 
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"Denn offenbar waran die Maßnahmen_der A11iierten auf das kommerzielle, 

ift Öst.crrdch wirtschaftlich arbeitende V(,rmög;,n a'~gestdlt .. 

Wir glauben. ~aß die Alltiierten gegen~diese 4\uslegung keine Einwendungen 
- -

ll1ach',l1 'Werden. Sollte die österreichische Regierung .Bedenken tragen, über 
.' - . - . 

die Auslegung des.;.Bcgriffcs "deutsohes Eigentum" in voX'stchcnd,,'ln Sinne in. 

eigener Zuständigkeit zu' entsehe'iden, so·· fällt ihr nach unserer Auffassung 

in- ihrer Eig~nsQhaft als Treuhändorin des "dc';ufschenEig entums" die Aufgabe 

zUr diese Auffassung den Al1iiert(:;n gl?genüb",r zu v.::;rtret,:n .. 

Für alle Gegenstände ;der- vorstC!hend auf'gcführt_n Kategorien gilt die 

Einschränkung, daß si.; ehrlich und ohne Druckcrworbcl'l sein mUssen-. WiX' er­

inn-ern daran, daß. überdicsein-großer- Teil der angeführten Mobil!cn aus 

Deutschland nach Österreich verbraoht worden ist. 

Wir beßhrc!l uns riei terhin darauf aufmerksam zumachen, daß bei U!lS 

zahlreiche Klage!l darübör einlaufen. daß Anträge an österreiohische Dienst .. 

stcllel1., die Ansprüch:e g()g~J:.l die Besatzungsmächte aus Anlaß der Besetzun,g . 

als solcher zum. Gegenstand haben, nicht behandelt werden. Zum überaicgund(J1 

Teil gehören dia Antragste llerdem Kreis der v7irtschaftlich Bedrängten an •. 

Wir bitten daher, zu verfügen, daß deutsche Staatsangehörige bezüglich aller 

Ansprüche gegen eine Besatzungsmacht, und zwar sO\1f;itesAnspruchsgrund ul1:d 

Verfuhren zurR.:gel\L."1g d-er Ansprüche betrlfft 1 den öst~rr8ichischen Staats­

bürgern rechtlich und tatsächlich gleichgest,llt werden und das.Entgelt der 

Ansprtiche, vorbahal tlicn devisenrechtlicherBestimmungen, zur frei,-::n Verfü­

gung der Berechtigten gestellt wird •. 

Abschlieaond ist uns daran gelegen, festzustdlen, daß wir mit unseren 

vorstc;handcn Ausf'ührungrm kcdl'lPräjudiz g'~gen unsere grundsätzliche Auffas~ 

sung Uber die Frage d.Grdcutschen Privatvcrmög,~nswertl: 'in Österreich' schaffell 

wollen. Wir fassen diese Auffassung zusammen: 

Alle ehrlich und ohile Druck erworbene.E- Privatvcllnöge_ns\1erte soll.on 

inÜbercins tirrimungmi. tden intern_ationalrechtliohen und vö1k(;)rrechtlichen 

Grundsät zen der ab;mdländisch .. bürgcrlichen W;;l t zu!'ückgegoben iVerd.::n. Eine 

Verk tzung dieses GrunQ;satzG~ der-Ul1antastbarkqit des Privatvermögcm' würden 

wir u.a. aueh ~rin schen, wenn bei der Regclungl:lc:r Frage der deutschen pri­

vaten VCl'Plögonswerte eine Verquickung von öffentliemrechtlichön mit privat ... 
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rc.ohtliqhcn Ansprich()n erfolgon würde. W::;nnsioh die östbrrcichisohe Regi\:­

?Ung unserem Stt\l1dpunkt anschließt, so ist der Erfolg nioht zweifG1haft. 

Jedes Abweichon von einer: kl3,rQn und gorc:cht0n Re8'..:1Ul1g wäre ge8ign r)t, 

sc.hwcl"c und tmrbsehbare Schäden auch für Österreich horaufzub~'schwören. 

Wir sind libcrzeugt, daß die österrdchische RügLrunr; die T.ragw;Jite 

dioses Problems nicht übersehen wird und daß sie, &.ov/cit di8 S . ;;rfordorlich 

&ein sollte, 'böl (len alliierten Mächten für eine gerechte UndvcrnÜl1ftige 

Rcgc;luna einzutroten bCl'dt ist. 

lUne klat"e und l'ositive St ellungna.b.me der östcr,reichischen Regierung zu 

dieser Frfl8c wird wesentlioh zur Wicdn;rherste:Uung freUl1<l11achbarlioher Be­

ziehung.nn auf wirtschaftlichl:tn und kultur,:;llem Gebiet beitr.!tgcn J zum Besten 

bG:tdcl" Völkor, 

Die Diskussion und die Bearbtitung der hier bO~ltlndcl ten Fragen würden 

w~sont11cl1. .crleichtl,;lrt. t \"/(;nn sich das Bundesfinanzministc:rium in Wien be­

rd tt:l.ndc.n kannte, sta.tistiscnes Material über den vCI'waltungsmäßigcn Sta.nd 

de~ deutschcl'l V~rm6gcns in Österreioh ZU~ Verfügung su s'tdL,!li 

Wir bcgrjßen dankbar t daß Sie uns, Gelegenheit ge~~ben haben, unsere 

AUffassungbekanntzu.gebün; und versich,;rn t daß es unser ernstes Bestl'übcn 

ist, UnSore Arb2it so zu gestalten. daß sie deUt Wohle d~r heiden NaQhbar­

v61ko~ dtcnt u • 

Laut einer Mitteilung des gllnanntcn Schutzvu1"bandes VOtll 30. Jänner 1951 

l1a.t dieser nun durch .::inan ZeitungskoJ're9ponden\c}21 erfo.h·rcn, daß sich das 

Bl.indcsminist crium für Finanzen einem Pressevertreter gegenüber g';;:äUß01't habu, 

vom Schutzverband keine Vorschläge: vQrlangt zu habn. Diese Mitteilung des 

SahutJvcrbandes soheint auoh eine indirekte Be~äftigung durch den ArtikDl 

"D.1c Behandlung des Dcutsch0nEigcntUJ;risil1 Östc.rrdch ... eine Betrac:httmg 

zu dieser Frage von sachverständiger Soite ll in der "Jiencl' Zeitung" vom 

18. Feber 1951 zucrfah:l'en, da in diesem Artikel. daft tibriguns die Abgeord­

neten Dr. Stübor. Dr. Roimann und Genossen bereit$ in 4(.)'1' Nationalratssitzung 
. . 

vom 22. Fobeß 1951 zum Gugenstand einer Anfrago an den Horrn ßundesministr;r 

tür die Aus\7ärtigcn Angelegenheiten gmacht haben. eino vollkommen negative 

Einstellung gegenüber Ill1sn deutschen Wünschen und. Hoffnungen in dicsQr FraCQ 

zum Ausdruck kommt.' Eine Äußerungd8s Bundesministariums t'ürFinanze;n gegen­

über der Presse in dem vom Schutzverband bchauptqten Sinne stünde abor nicht 
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nur i~ krassem Wi4erspruchm~t den eingangs gCschildertop. Tat-sachc1'l; sondern 

würde auch das Vertrauen auf den vriedcrhol t bcktlndeten Willendcr Ö'st-Gr»ei.: 
.' ~ 

ch~schcnBW1desregicrungzur Wiederherstellung gutnachbarlicher fr-eundschafj.­

lieh.:;r Beziehungen zwischen Österreich und der Deutschen Bu~de~republik 

'. crnstlioherschüttern. Wir unte~~clehnet::n AbgeordfJ-ctcn haltanbei dieser 

Lage der Dinge (dne Klar~tellung dUrCh das Bundesmnistcrium für Finanzen 

im bezeichnet(;n Gegenstande für dringendst not\Vend~gund st llen- dahor an 

den Herrn Bundesminister für Finanzcll_die 

A n fra g e ! 

1.) Ist dar Herr Minister 'i:>enit, nähere Auskünfte über d~n von seinem 

Ministcriumvcranla,ßten Schriftennechsel mit dem- "Schutzverband beschlag-_ 

nabmtc:r'tlcutseherVcrmögcn in Österreich e.V;n zu geben? 

2.) Ist der Herr Ministc:rbarcit,den in dem Schreiben des Schutzver­

bandes samt Bei1ag<ir+f0m 4. Jänner 1951 niedergelegt-en Auffa.~sUl'l~ell zwecks 

Äl1dcr'llng des Verwalterges8tzcs Rechnung zu tragen,? 

-.-.-.-;{-

'. / 

.-. .-' 
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